 BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7100514/2020

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Viktoria Blaser in der Beschwerdesache
Bf., Adresse, Uber die Beschwerde vom 03.12.2019 gegen den Bescheid der belangten
Behorde Finanzamt Ganserndorf Mistelbach vom 25.11.2019, betreffend Abweisung des
Antrages auf Familienbeihilfe fur TS, geb. tt.mm.2001, ab Sept. 2019 zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

Das Finanzamt ersuchte die Beschwerdefiihrerin (Bf.) Bf. im Zuge der Uberpriifung des
Anspruches auf Familienbeihilfe fir das Kind TS, geb. tt.mm.2001 vom 16.05.2019 um Vorlage
eines Abschlusszeugnisses, Studienblatter, Inskriptionsbestatigung, Einkommensnachweis
und Tatigkeitsnachweis von TS.

Die Bf. reichte ua. im Zuge der Nachreichung der Unterlagen fiir die Uberpriifung des
Anspruches auf Familienbeihilfe den Sondervertrag gemafd § 36 VBG 1948 fir die
exekutivdienstliche Ausbildung bei der Landespolizeidirektion Wien ab 01.09.2019 nach. Der
Dienstvertrag ist auf 24. Monate befristet.

Das Finanzamt wies den Antrag auf Familienbeihilfe ab Sept. 2019 ab und fiihrte begriindend
aus, dass diese Art von Ausbildung keine Berufsausbildung im Sinne des
Familienlastenausgleichsgesetz 1967 darstelle.

Gegen den Abweisungsbescheid brachte die Bf. fristgerecht Beschwerde ein und fiihrte
Begriindend aus:

"Meine Tochter TS besucht seit 1.9.2019 die Polizeischule in Wien, wo sie die

Grundausbildung fir den Exekutivdienst absolviert. Diese Ausbildung dauert 24 Monate mit
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zwei Praxisphasen, von einer drei- und viermonatigen Dauer, welche Teil der Ausbildung ist.
Hier ist sie nicht selbstandig tatig sondern unter Begleitung und Aufsicht eines eigens
geschulten Betreuungsbeamten. Weiters erhalt sie wahrend der Grundausbildung einen
Ausbildungsbeitrag im Sinne einer Lehrlingsentschadigung. Diese 24 monatige
Grundausbildung ist somit defintiv als Berufsausbildung und nicht als Berufsausiibung zu
werten.

Aus den oben genannten Griinden bin ich der Meinung, Anspruch auf die Familienbeihilfe It.
dem Familienlastenausgleichsgesetz 1967 fiir die Gesamtdauer dieser Berufsausbildung zu
haben. Ich beantrage dies zu beriicksichtigen und einen neuen Bescheid zu erlassen."

Das Finanzamt wies die Beschwerde mit Beschwerdevorentscheidung ab un dfiihrte
begrinden aus:

"Das Kind TS, SVNR ***, hat am 05.06.2019 am Bundes- Oberstufenrealgymnasium Z
maturiert.

Seit 01.09.2019 absolviert Sie die Polizeigrundausbildung, zurzeit besucht das Kind die
Polizeischule in Wien.

Strittig ist, ob die 24-monatige Grundausbildung als Berufsausbildung oder als
Berufsausibung zu werten ist.

Dazu wird ausgefiihrt:

GemaR § 2 Abs. 1 lit b Familienlastenausgleichsgesetz 1967 (FLAG 1967) haben Personen, die
im Bundesgebiet einen Wohnsitz oder ihren gewohnlichen Aufenthalt haben, Anspruch auf
Familienbeihilfe fir volljahrige Kinder, die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und
die fiir einen Beruf ausgebildet oder in einem erlernten Beruf in einer Fachschule fortgebildet
werden, wenn ihnen durch den Schulbesuch die Austibung ihres Berufes nicht moglich ist.
Was unter Berufsausbildung zu verstehen ist, wird im Gesetz nicht definiert. Nach der
standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist es Ziel einer Berufsausbildung im
Sinn des FLAG 1967, die fachliche Qualifikation fiir die Ausiibung des angestrebten Berufes zu
erlangen. Dazu gehort regelmaRig auch der Nachweis der Qualifikation. Das Ablegen von
Prifungen, die in einer Ausbildungsvorschrift vorgesehen sind, ist essentieller Bestandteil der
Berufsausbildung (zB VWGH 15.12.1987, 86/14/0059, VWGH 16.11.1993, 90/14/0108). Unter
den Begriff ,,Berufsausbildung" fallen alle Arten schulischer und kursmaRiger Ausbildungen, in
deren Rahmen noch nicht berufstatigen Personen ohne Bezugnahme auf die spezifischen
Tatigkeiten an einem konkreten Arbeitsplatz fiir das kiinftige Berufsleben erforderliches
Wissen vermittelt wird (zB VwWGH 27.8.2008, 2006/15/0080). Laut Verwaltungsgerichtshof
konnen im Zuge einer Berufsausbildung auch praktische und nicht nur theoretische
Kenntnisse vermittelt werden (zB VWGH 22.12.2011, 2009/16/0315) und es fallt auch ein
»duales System" der Ausbildung zu einem anerkannten Lehrberuf unter eine Berufsausbildung
iSd FLAG 1967 (zB VWGH 26.5.2011, 2011/16/0077).
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Laut Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 18.12.2018, Ra 2018/16/0203, stellt die
Ausbildungsphase/Grundausbildung eines (Grenz-)Polizisten keine Berufsausbildung im Sinne
des § 2 Abs. 1 lit b FLAG 1967 dar.

Dieses Erkenntnis betrifft zwar den Zeitraum, in dem der Sohn des Revisionswerbers nach
Absolvierung der ersten Ausbildungsphase seinen Dienst als Grenzpolizist ausgelbt hat,
jedoch verneint der Verwaltungsgerichtshof in diesem Erkenntnis das Vorliegen einer
Berufsausbildung flir die gesamte Grundausbildung oder Ausbildungsphase von o6ffentlich
Bediensteten und qualifiziert dies als Berufsausibung (vgl. Rz 16, 17). Es ist daher
unerheblich, ob eine Grundausbildung, praktische Verwendung oder Erganzungsausbildung
absolviert wird (vgl. BFG vom 06.03.2019, RV/7103766/2018).

Mit einer Berufsausiibung sind die Tatbestandsvoraussetzungen in § 2 Abs. 1 lit b FLAG 1967
nicht erfiillt und es spielt daher auch keine Rolle, ob das Ausbildungsentgelt einer
Entschadigung aus einem anerkannten Lehrverhaltnis iSd § 5 Abs. 1 lit b FLAG 1967
gleichgehalten werden kénnte.

Es war daher spruchgemal} zu entscheiden."

Die Bf. stellte den Antrag auf Entscheidung iiber die Beschwerde (Vorlageantrag) durch das
Bundesfinanzgericht.

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

Der Entscheidung wird der unstrittige Sachverhalt, wie er sich aus dem vorgelegten
Verwaltungsakt ergibt, zu Grunde gelegt.

Demnach hat die Tochter TS, geb. tt.mm.2001, ab September 2019 auf Grund eines von ihr
mit der Landespolizeidirektion Wien abgeschlossenen Sondervertrag gemaR § 36 VBG 1948
die exekutivdienstliche Ausbildung begonnen.

Strittig ist, ob der Bf. fiir die Zeit, in der sich die Tochter in dieser Grundausbildung befindet,
Familienbeihilfe zusteht.

Rechtlich ist folgendes auszufiihren:

Anspruch auf Familienbeihilfe haben gemal § 2 Abs. 1 lit. b erster Satz FLAG 1967 Personen,
die im Bundesgebiet einen Wohnsitz oder ihren gew6hnlichen Aufenthalt haben, fir
volljahrige Kinder, die das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und die fiir einen Beruf
ausgebildet oder in einem erlernten Beruf in einer Fachschule fortgebildet werden, wenn
ihnen durch den Schulbesuch die Ausiibung ihres Berufes nicht moglich ist.

Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fallen unter den
Begriff der "Berufsausbildung" alle Arten schulischer oder kursmaRiger Ausbildung, in deren
Rahmen noch nicht berufstatigen Personen ohne Bezugnahme auf die spezifischen
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Tatigkeiten an einem konkreten Arbeitsplatz fir das kiinftige Berufsleben erforderliches
Wissen vermittelt wird (VwWGH 1.3.2007, 2006/15/0178, 20.2.2008, 2016/15/0076,
18.11.2008, 2007/15/0050). Fir die Qualifikation als Berufsausbildung ist nicht allein der
Lehrinhalt bestimmend, sondern auch die Art der Ausbildung und deren Rahmen. Ziel einer
Berufsausbildung in diesem Sinn ist es, die fachliche Qualifikation fiir die Austibung des
angestrebten Berufes zu erlangen. Das Ablegen von Priifungen, die in einer
Ausbildungsvorschrift vorgesehen sind, ist essentieller Bestandteil der Berufsausbildung
(VWGH 8.7.2009, 2009/15/0089). Dass im Zuge einer Berufsausbildung praktische und nicht
nur theoretische Kenntnisse vermittelt werden kénnen und etwa im Praktikum zu
vermittelnde praktische Grundkenntnisse unter die Berufsausbildung fallen, hat der
Verwaltungsgerichtshof etwa im Erkenntnis vom 22. Dezember 2011, 2009/16/0315,
ausgesprochen. Wie sich auch aus § 5 Abs. 1 lit. b FLAG ergibt, fallt unter eine
Berufsausbildung auch ein "duales System" der Ausbildung zu einem anerkannten Lehrberuf
(VWGH 14.12.2015, Ro 2015/16/0005; zur Berufsausbildung im Rahmen einer Lehre

VWGH 26.5.2011, 2011/16/0077).

Ihren Abschluss findet eine Berufsausbildung mit dem Beginn der Auslibung eines
bestimmten Berufes, auch wenn fiir den konkreten Arbeitsplatz noch eine spezifische
Einschulung erforderlich sein mag (vgl VWGH 18.11.1987, 87/13/0135). Aus diesem Grund hat
der Verwaltungsgerichtshof im Zusammenhang mit der Absolvierung eines
Unterrichtspraktikums auch ausgesprochen, dass dieses als typischer Fall einer Einschulung
am Arbeitsplatz keine Berufsausbildung iSd FLAG 1967 darstellt (VwWGH 27.8.2008,
2006/15/0080).

Im gegenstandlichen Fall stand die Tochter der Bf. jedoch beginnend mit 01.09.2019 in einem
Dienstverhaltnis zum Bund, in dessen Rahmen sie eine arbeitsplatzspezifische
Ausbildungsphase zu durchlaufen hatte. Es kann also keine Rede davon sein, dass sie eine
Ausbildung ohne Bezugnahme auf die spezifischen Tatigkeiten an einem konkreten
Arbeitsplatz absolviert hat, sondern waren Bildungsschritte zu unternehmen, in deren
Rahmen die inhaltliche und methodische Vermittlung jener Kompetenzen erfolgte, die
erforderlich sind, um (bezogen auf den konkreten Arbeitsplatz) den Anforderungen des
jeweiligen Aufgabenbereichs professionell und verantwortungsvoll nachzukommen (vgl § 2
der Verordnung des Bundesministers flr Inneres (iber die Grundausbildung fir den
Exekutivdienst im Bundesministerium fur Inneres, BGBI Il 153/2017 idgF).

In konsequenter Fortsetzung seiner Judikatur hat der Verwaltungsgerichtshof nunmehr
(vgl VWGH 18.12.2018, Ra 2018/16/0203) auch ausgesprochen, dass die erfolgreiche
Absolvierung einer Grundausbildung oder Ausbildungsphase durch 6ffentlich Bedienstete
keine Uberstellung in ein anderes (6ffentliches oder 6ffentlich-rechtliches) Dienstverhaltnis
zur Folge hat und dem o6ffentlich Bediensteten (lediglich) die fiir seine erfolgreiche
Verwendung notwendige Ausbildung in seinem Dienstverhaltnis vermittelt werden
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soll (vgl. die zit. ErlautRV zu § 66 VBG), worin bereits die Ausiibung eines Berufs liegt. Der
Umstand, dass der offentlich Bedienstete in der ersten Zeit seines Dienstverhaltnisses im
Rahmen einer Grundausbildung oder Ausbildungsphase die fiir die Erfiillung seiner Aufgaben
erforderlichen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten erlangen soll, nimmt dem
Dienstverhaltnis auch nicht zum Teil die Qualitat eines Berufs.

Damit ist aber zweifelsfrei geklart, dass auch die Tochter der Bf. durch die Absolvierung der
exekutivdienstlichen Grundausbildung in der Zeit ab 01.09.2019 nicht in Berufsausbildung iSd
FLAG 1967 gestanden ist, sondern bereits einen Beruf ausgetibt hat.

Daran andert es auch nichts, dass das letztgenannte Erkenntnis zu einer "fremden- und
grenzpolizeilichen Ausbildung" ergangen ist. Nicht zutreffend ist jedenfalls, dass sich der
Verwaltungsgerichtshof "lediglich" auf eine Unterbrechung dieser Ausbildung bezogen hatte.
Vielmehr ergibt sich aus den Ausfiihrungen des Verwaltungsgerichtshofes klar, dass diese sich
auf die Zeit der Grundausbildung und sonstige Ausbildungsphasen beziehen. Es kann auch
keine Rede davon sein, dass der Verwaltungsgerichtshof fir die Zeit der Grund- und der
Erganzungsausbildung Familienbeihilfe gewahrt hatte. Vielmehr waren diese Zeiten
Uberhaupt nicht Gegenstand des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens.

(vgl. BFG RV/7100641/2020, BFG RV/7100644/2020)

Mangels Vorliegens eines Anspruchsgrundes hatte die Bf. somit ab September 2019 keinen
Anspruch auf Familienbeihilfe, weshalb wie im Spruch ausgefiihrt zu entscheiden war.

Zulassigkeit einer Revision:

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere
weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine
solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende Rechtsfrage in der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Das Bundesfinanzgericht hat im vorliegenden Fall in Einklang mit der Judikatur des
Verwaltungsgerichtshofes entschieden, weshalb durch das Bundesfinanzgericht keine
Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung zu I6sen war.

Wien, am 15. Mai 2020

5von5



	Entscheidungsgründe

